Stellungnahme

des Niedersächsischen Ministeriums für Inneres, Sport und Integration

zu der an den Niedersächsischen Landtag gerichteten Eingabe 0516/02/16 Michael Ebeling 31699 Beckedorf betr. Videoüberwachung

Die vorliegende Petition beinhaltet verschiedene Forderungen, die sich auf die polizeiliche Videoüberwachung im öffentlichen Raum und auch auf das im Entwurf befindliche Niedersächsische Versammlungsrecht beziehen.

Zur polizeilichen Videoüberwachung im öffentlichen Raum spricht der Petent insbesondere die Maßnahmen sowie einen Standort einer stationären Videokamera im Zuständigkeitsbereich der Polizeidirektion Hannover an. Dazu ist von dieser Behörde eine Stellungnahme eingeholt worden.Die niedersächsische Landesregierung hat aufgrund der veränderten internationalen und nationalen Sicherheitslage bereits im September 2006 die sukzessive Ausweitung der Videoüberwachung in Niedersachsen beschlossen. Die sechs Polizeidirektionen haben in der Folge in ihrem Zuständigkeitsbereich Standorte definiert, die für eine konzeptionelle Ausweitung der Videoüberwachung im öffentlichen Raum geeignet sind. Am 1.10.2007 wurden an zwei Standorten in Niedersachsen (Braunschweig und Osnabrück) drei Videoübertragungsanlagen in Betrieb genommen. An acht weiteren Standorten in Niedersachsen wird derzeit die Aufstellung von 27 Kameras projektiert. Darüber hinaus werden im Zuständigkeitsbereich der Polizeidirektion Hannover schon heute Videokameras an 77 Standorten betrieben; ein weiterer Standort im Bereich des Opernplatzes („Jüdisches Mahnmal") wird in Kürze in Betrieb genommen.

Die Auswahl der Standorte für eine polizeiliche Videoüberwachung unterliegt in Niedersachsen, mithin in der Polizeidirektion Hannover, einer individuellen Analyse der Sicherheitslage. Dabei werden neben der allgemeinen Kriminalitätslage auch weitere sicherheitsrelevante Aspekte, wie z.B. die Gefährdung von Objekten im Zusammenhang mit politisch motivierter Kriminalität berücksichtigt.

Für die Polizeidirektion Hannover gilt, dass alle Videosignale in die Lage- und Führungszentrale der Polizeidirektion übertragen werden, wo bis zu 20 Bilder von unterschiedlichen Kamerastandorten zeitgleich beobachtet werden können. Diese Maximalzahl wird jedoch nur bei besonderen Gefährdungslagen erreicht. Dann erfolgt zusätzlich eine zielgerichtete Beobachtung im Sinne einer proaktiven Aufklärung durch eigens dafür eingesetztes Personal. In den meisten Fällen erfolgt jedoch eine gezielte Beobachtung gem. § 32 Abs. 3 Satz 1 Nds. SOG erst zur raschen Sachverhaltsabklä-rung bei gemeldeten Vorkommnissen mit dem Ziel einer ersten Lagebeurteilung für weitere polizeiliche Maßnahmen. Eine dauerhafte Aufzeichnung von Videosignalen gem. § 32 Abs. 3 Satz 2 Nds. SOG erfolgt in der Polizeidirektion Hannover an 35 Standorten.

Die Polizeidirektion Hannover hat zuletzt im November 2008 eine individuelle Überprüfung aller 77 Standorte hinsichtlich der Entwicklung der allgemeinen Kriminalitätslage und besonderen Sicherheitslage vorgenommen. Auf Basis dieser Bewertung wurde am 15.12.2008 die Aktivierung der Videoaufzeichnung an drei Kamerastandorten veranlasst. An drei weiteren Standorten, an denen die Voraussetzungen für eine fortgesetzte Aufzeichnung der Kamerabilder nicht mehr vorlagen, wurden die Deaktivierung der Aufzeichnungstechnik und die Löschung der Datenträger in Auftrag gegeben. Insoweit praktiziert die Polizei bereits genau das, was der Petent in Bezug auf eine sofortige Abschaltung verlangt.

Neben der beschriebenen alljährlichen Überprüfung kann auch aktuellen Veränderungen in der Gefährdungseinschätzung Rechnung getragen werden. Kurzfristig können auch bei gegenwärtigen Ereignissen, z.B. im Zusammenhang mit Steinwürfen von Brücken oder vorplanbar bei besonderen Veranstaltungen, einzelne Kamerastandorte mit einer temporären Aktivierung der Videoaufzeichnung versehen werden.

Der Petent fordert des Weiteren eine „sofortige deutliche Kennzeichnung aller durch die polizeiliche Videoüberwachung betroffenen öffentlichen Orte", obgleich er anerkennt, dass das Niedersächsische Gefahrenabwehrgesetz eine solche Pflicht explizit nicht beinhaltet. Die Standorte für eine polizeiliche Videoüberwachung sind vom Grundsatz her zur Gefahrenabwehr eingerichtet und dienen damit in erster Linie der Verhinderung der allgemeinen Kriminalität. Gleichzeitig tragen sie aber auch der Kriminalitätsverfolgung Rechnung, in dem durch die Einleitung schneller Einsatz- und Fahndungsmaßnahmen die Identifizierung von Tätern ermöglicht und deren weitere Handlungsfähigkeit eingeschränkt wird. In einigen Fällen handelt es sich bei den Standorten auch um Örtlichkeiten, die gleichzeitig die Voraussetzungen für eine Datenerhebung zur Terrorismusbekämpfung gemäß § 32 Abs. 3 Satz 2 Nr. 2 Nds. SOG erfüllen.

Alle von der Polizei betriebenen Kameras sind sichtbar angebracht. Aus naheliegenden taktischen Gründen kann es allerdings erforderlich sein, im Einzelfall möglichst hoch gelegene Standorte auszuwählen. Dies ist beispielsweise dann der Fall, wenn die Beobachtung von Verkehrswegen - zur Verkehrsregelung und -lenkung sowie zum Störfallmanagement - im Mittelpunkt steht. Das gilt u.a. für den in der Petition angesprochenen Kamerastandort „Königsworther Platz", einen verkehrlichen Knotenpunkt, der zwei Haupteinfallstraßen in das Zentrum der Landeshauptstadt bündelt. Die Videokamera erfüllt somit primär Aufklärungsfunktionen, eine gezielte Beobachtung von Einzelheiten steht nicht im Mittelpunkt.

In den Medien ist mehrfach anlassbezogen über den Einsatz der Videoüberwachung, insbesondere in Hannover, berichtet worden. Überdies werden, wie vom Petent selbst erfahren, Fragen zur Videoüberwachung jederzeit offen durch die Polizei beantwortet.

Der Petent verlangt „die Beauftragung einer unabhängigen und wissenschaftlichen beispielhaften Untersuchung der positiven und negativen Auswirkungen von polizeilicher Videoüberwachung hinsichtlich der Verhütung und Aufklärung von Straftaten, Einfluss auf Kriminalitätsfurcht sowie personaler und sozialer Kriminalitätseinstellung sowie sozialer und soziologischer Einflüsse auf Bürger und Bürgerverhalten". Nur eine solche - unabhängig von Polizei und Land geführte - Untersuchung könne der polizeilichen Videoüberwachung öffentlicher Räume überhaupt wieder eine Grundlage geben.

Einer solchen grundsätzlichen Untersuchung der polizeilichen Videoüberwachung öffentlicher Räume bedarf es aus hiesiger Sicht nicht, da in der Literatur bereits eine Vielzahl von Studien existieren, die Erkenntnisse über die Wirksamkeit polizeilicher Videoüberwachung erbracht haben. Wenngleich diese Studien mehrheitlich aus Großbritannien stammen, dem Land, das international die größte Kameradichte besitzt, finden sich auch in Deutschland entsprechende Hinweise. So hat beispielsweise eine umfassende Untersuchung im Land Brandenburg stattgefunden. Hier wurden die Folgen des Einsatzes von Videoüberwachung an ausgewählten Brennpunkten in den Städten Potsdam, Rathenow, Bernau und Erkner sowohl hinsichtlich der Auswirkungen auf das Kriminalitätsgeschehen an diesen Orten als auch hinsichtlich möglicher Verdrängungseffekte untersucht. Zusammenfassend kommt die Studie zu dem Ergebnis, dass nach Beginn der Maßnahme an den beobachteten Standorten eine deutliche Reduktion der Fallzahlen festzustellen ist. Darüber hinaus ist auch in den angrenzenden Bereichen und Kontrollräumen eine erhebliche Reduktion der Fallzahlen eingetreten. Zu eindeutig erkennbaren Verdrängungs- oder Kompensationseffekten ist es nicht gekommen. Die Annahme einer Kriminalitätsreduktion ohne Verdrängungseffekte findet somit durchaus Bestätigung. Überdies haben Befragungen von Bürgerinnen und Bürgern in den betreffenden Städten ergeben, dass die Videoüberwachung dazu beiträgt, das Sicherheitsgefühl zu verbessern und nach Einschätzung der Befragten potentielle Täter davon abgehalten werden, Straftaten im Umfeld der Überwachungsmaßnahme zu begehen sowie verbesserte Möglichkeiten geschaffen werden, Straftaten aufzuklären.

Vergleichbare Erfahrungen konnten auch von der Polizei in Leipzig gewonnen werden, die verschiedene Kriminalitätsbrennpunkte mittels Videoüberwachung entschärft bzw. beseitigt hat.

Unbestritten ist Videoüberwachung kein Allheilmittel gegen die Straßenkriminalität, die Organisierte Kriminalität und den internationalen Terrorismus. In Ergänzung zu den sonstigen polizeilichen Maßnahmen bietet die konsequente Anwendung der polizeilichen Videoüberwachung im öffentlichen Raum allerdings gute Fahndungs- und Ermittlungsmöglichkeiten. Von daher versteht die niedersächsische Landesregierung die polizeiliche Videoüberwachung im öffentlichen Raum nicht als isolierte Einzelmaßnahme, sondern als Teil eines ganzheitlichen taktischen Gesamtkonzeptes. Die Einschätzung präventiver Wirkung von Videoüberwachung erfordert eine sehr differenzierte Betrachtung, wie auch aus einer Vielzahl von britischen Studien bekannt ist. Insbesondere sind dabei die Aufstellungsorte der Videokameras im öffentlichen Raum (Industriegebiete, Wohnviertel, Innenstadtbereiche etc.) sowie die zu verhindernden Deliktsarten entscheidend. Genau vor diesem Hintergrund wurden und werden sämtliche Standorte zur polizeilichen Videoüberwachung im öffentlichen Raum einer detaillierten Vorprüfung unterzogen und regelmäßig hinsichtlich ihrer Wirkung überprüft. Einer entsprechenden Aufforderung an die Polizeidirektion Hannover bedurfte es nicht, da diese Behörde - wie bereits geschildert - jährlich eine Überprüfung vornimmt. Die Polizeidirektionen Braunschweig und Osnabrück erfassen seit der Installation der Kameras grundlegende Daten zur Entwicklung der allgemeinen Kriminalitätslage und besonderen Sicherheitslage, um nach einer angemessenen Zeit eine gleichgeartete Überprüfung vornehmen zu können. Die Polizeidirektionen Göttingen, Lüneburg und Oldenburg betreiben bisher keine Anlagen, werden aber nach der Inbetriebnahme von Videokameras in gleicher Weise verfahren.

Die in der Petition angesprochenen alternativen und für den jeweils betroffenen Raum im Einzelnen zu überprüfenden Maßnahmen, die zu gleichen oder auch besseren Erfolgen hinsichtlich präventiver Wirkung auf das Kriminalitätsverhalten führen können, wie z.B. bauliche Veränderungen für die Schaffung von mehr Übersichtlichkeit oder eine in Maßen verstärkte Präsenz der Polizei, befinden sich ebenfalls im Fokus der niedersächsischen Landesregierung. Sowohl der Landespräventionsrat als auch die vielen örtlichen Präventionsgremien tragen den grundlegenden und regionalen Forderungen nach allgemeiner und spezifischer Kriminalitätsvermeidung sowie der Steigerung der subjektiven Sicherheit im öffentlichen Raum bereits seit Jahren erfolgreich Rechnung. Viele Initiativen und Projekte zu spezifischen Aufklärungs- und Präventionsmaßnahmen wurden regional und landesweit ins Leben gerufen. Beispielhaft sei an dieser Stelle das „Beccaria - Qualifizierungsprogramm Kriminalprävention" erwähnt, das sich an Akteure wendet, die in kriminalpräventiv relevanten Bereichen tätig sind und eine entsprechende Qualifizierung in den Bereichen der Kriminologie, Kriminalprävention und Projekt- und Qualitätsmanagement erhalten wollen. 

Der Aufforderung des Petenten an die Landesregierung in diesem Zusammenhang, „die personelle defizitäre Situation der niedersächsischen Polizei unverzüglich durch eine erhebliche Aufstockung des Personals zu entspannen und so für mehr Sicherheit zu sorgen, anstatt durch weitere Überwachungsmaßnahmen die Rechte und Freiheiten einzuschränken und das gesellschaftliche Verhalten im Ganzen negativ zu beeinflussen", bedarf es überdies nicht.

Im Rahmen des so genannten 1000er Programms wurden insgesamt 800 zusätzliche Neueinstellungen vorgenommen. Darüber hinaus wurden 200 Freisetzungen im Polizeivollzugsbereich durch die Übernahme von reformbetroffenem Verwaltungspersonal erreicht. Die in den Jahren 2003 und 2004 zusätzlich eingestellten 500 Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamten haben nach Beendigung ihrer Ausbildung bereits in den Polizeidirektionen zur Präsenzsteigerung beigetragen. Durch die in den Folgejahren vorgenommenen zusätzlichen Einstellungen (2006, 2007 und 2008: jeweils 100) werden in den kommenden Jahren (jeweils zum 1. Oktober in den Jahren 2009 bzw. 2010 und 2011) 100 weitere Personalverstärkungen folgen. Durch die unter der Verantwortung dieser Landesregierung erfolgten personellen Verstärkungen verfügt die Polizei in Niedersachsen über so viele Planstellen wie nie zuvor in der Geschichte des Landes.

Losgelöst von der Videoüberwachung fordert der Petent die Landesregierung auf, sich in einer Neugestaltung des Niedersächsischen Versammlungsrechts nicht an den „verfassungsbedenklichen oder gar -verletzenden" Regelungen des Bayerischen Versammlungsrechts zu orientieren, sondern für ein Versammlungsrecht zu sorgen, das das grundlegende Recht auf Versammlung und gewaltfreier Meinungsäußerung für alle Bürger unangetastet lassen und nicht mit repressiven Ordnungsregeln einschränken wird. Im Übrigen solle die Landesregierung ihren Entwurf zum neuen Versammlungsrecht baldmöglichst veröffentlichen und so der Allgemeinheit zur Diskussion zur Verfügung stellen.

Die durch Artikel 8 des Grundgesetzes geschützte Versammlungsfreiheit ist für ein demokratisches Staatswesen von grundlegender Bedeutung. Sie ermöglicht dem Einzelnen, seine Persönlichkeit im Rahmen öffentlicher Zusammenkünfte zu entfalten und sich am demokratischen Prozess öffentlicher Meinungsbildung zu beteiligen. Das Recht, sich ungehindert und ohne besondere Erlaubnis zu versammeln, ist Ausdruck der Freiheit, Unabhängigkeit und politischen Mündigkeit eines jeden Einzelnen. Versammlungen sind wesentliche Elemente demokratischer Offenheit und vor allem für Minderheiten eine öffentlichkeitswirksame Form der kollektiven Meinungs- und Interessenkundgabe. Den Schutz der Versammlungsfreiheit genießt allerdings nur, wer sich friedlich und ohne Waffen versammelt.

Das geltende Versammlungsgesetz des Bundes stammt aus dem Jahr 1953 und berücksichtigt in vielen Punkten nicht die tatsächlichen und rechtlichen Entwicklungen der letzten Jahrzehnte. Ein neues Niedersächsisches Versammlungsgesetz soll mit zeitgemäßen Vorschriften den gegenwärtigen Regelungsbedarf abdecken und dadurch das Versammlungsrecht ohne vertiefte Kenntnis der verfassungsrechtlichen Rechtsprechung aus sich heraus verständlich machen. Es wird den Schutz der Versammlungsfreiheit umfassend gewährleisten, aber auch Instrumente vorsehen, mit denen unfriedliche und gewalttätige Versammlungen wirksam unterbunden werden können.

Gesetzentwürfe der Landesregierung werden erst dann der Öffentlichkeit zugänglich gemacht, wenn der Abstimmungsprozess innerhalb der Landesregierung abgeschlossen ist. Der Entwurf eines Niedersächsischen Versammlungsgesetzes kann voraussichtlich noch im ersten Quartal dieses Jahres der Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden.

*****

Anmerkungen von Michael Ebeling: 

- Die Antwort auf meine Petition wurde mir schriftlich mitgeteilt, diese "elektronische" Form des Inhalts ist nach Einscannen per Schrifterkennung erzeugt worden und kann daher unbeabsichtigte Rechtschreibfehler enthalten.

- Diese "Auffassung des Ausschusses für Inneres, Sport und Integration des Niedersächsischen Landtages" wurde in einer Sitzung vom 20.2.2009 vom Landtag gebilligt.

- Der Originaltext meiner Petition vom 24.10.2008 ist unter http://wiki.vorratsdatenspeicherung.de/images/Petition.doc verfügbar.)

